
 

 

NG 42924-21 

Satzung 

des 

Förderverein der Albert-Schweitzer-Schule Ibbenbüren  e. V. 

 

 

§ 1  

Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 

(1) Der Verein führt den Namen  

 

  Förderverein der Albert-Schweitzer-Schule Ibbenbüren e. V. 

 

(2) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Steinfurt eingetragen. 

(3) Der Verein hat seinen Sitz in Ibbenbüren. 

(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 

Zweck des Vereins, Aufgaben und Grundsätze 

 

(1) a)  Zweck des Vereins 

  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke im Sinne des Abschnittes "steuerbegünstigte Zwecke" der 

Abgabenordnung. 

 b)  selbstlose Tätigkeit 

  Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigen-

wirtschaftliche Zwecke.  

 c)  Mittelverwendung 

  Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-

cke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendun-

gen aus Mitteln des Vereins. Die Mitglieder erhalten bei ihrem 

Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins kei-

ne Anteile eines Vereinsvermögens.  

 d)  Verbot von Begünstigungen 

  Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 

fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begüns-

tigt werden. 

 

(2) Aufgabe und Zweck des Vereins ist  

 

 Förderung der Zusammenarbeit zwischen Schule, Eltern, Kindern 

und Freunden der Schule. 

 
(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

 

 a) Unterstützung der Zielsetzung der Schule, besonders auch im kre-

ativen und kulturellen Bereich. 

 b) Mithilfe bei der Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Schulte 

 c) Förderung der Kinder in sozialer Hinsicht 
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 d) Förderung der Zusammenarbeit zwischen Schule, Eltern und 

Freunden der Schule 

 

§ 3  

 Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche sowie jede juristische Person 

werden, die bereit ist, die Zwecke des Vereins zu fördern. 

(2) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermes-

sen. Bei Ablehnung des Antrags ist er nicht verpflichtet, dem Antragstel-

ler die Gründe mitzuteilen. 

(3) Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem 

Mitgliedschaftsverhältnis, unbeschadet des Anspruchs des Vereins auf 

rückständige Beitragsforderungen. Eine Rückgewähr von Beiträgen, 

Sacheinlagen oder Spenden ist ausgeschlossen. 

(4) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Ehrenmit-

glieder auf Lebenszeit ernennen. 

 

§ 4  

Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1)  Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss oder Austritt aus dem 

Verein. 

(2)  Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. 

Bei beschränkt Geschäftsfähigen, insbesondere Minderjährigen, ist die 

Austrittserklärung auch von dem gesetzlichen Vertreter zu unterschrei-

ben. Der Austritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt wer-

den, wobei eine Kündigungsfrist von zwei Monaten einzuhalten ist. 

(3)  Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein aus-

geschlossen werden,  

 a) wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung 

von Mitgliedsbeiträgen im Rückstand ist.  

  b) wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des 

Vereins verletzt. 

 Vor der Beschlussfassung muss der Vorstand dem Mitglied Gelegenheit 

zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben. Der Beschluss 

des Vorstandes ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied an die letz-

te dem Verein mitgeteilte Postanschrift zuzusenden. Gegen den Be-

schluss kann das Mitglied Berufung an die Mitgliederversammlung einle-

gen. Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zugang des Be-

schlusses beim Vorstand einzulegen. Der Vorstand hat binnen eines Mo-

nats nach fristgemäßer Einlegung der Berufung eine Mitgliederver-

sammlung einzuberufen, die abschließend über den Ausschluss ent-

scheidet. 

 

§ 5  

Mitgliedsbeiträge 

 

(1) Der Verein kann von seinen Mitgliedern Beiträge erheben. Die Höhe der 

Mitgliedsbeiträge wird von der Mitgliederversammlung festgesetzt. 
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(2) Der Beitrag ist auch dann für ein Jahr zu zahlen, wenn ein Mitglied wäh-

rend des Jahres austritt, ausgeschlossen wird oder erst während des 

Geschäftsjahres eintritt. 

 Dieser Beitrag wird erstmalig mit Eintritt in den Verein fällig, sodann nach 

Maßgabe der Beitragsordnung. 

(3) Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und Um-

lagen befreit. 

(4)  Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umla-

gen ganz oder teilweise erlassen oder stunden. 

 

 

 

 

§ 6 

Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

§ 7 

Vorstand 

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus:  

 a) der/dem 1. Vorsitzende(n) 

 b) der/dem 2. Vorsitzende(n)  

 c) der/dem 1. Beisitzer(in) 

 d) der/dem 2. Beisitzer(in) 

 

(2) Der Verein wird durch den Vorstand vertreten. Der Vorstand des Vereins im Sinne 

von § 26 BGB besteht aus der/dem 1. Vorsitzenden und der/ dem 2. Vorsitzenden 

(auch stellvertretende/r Vorsitzende/r genannt).  

Die/Der 1. und 2. Vorsitzende sind jeder von den Beschränkungen des § 181 BGB 

befreit. Sie können jeder den Verein allein vertreten. 

 Im Innenverhältnis gilt, dass die/der 2. Vorsitzende den Verein nur für den Fall der 

Verhinderung der/des 1. Vorsitzenden vertritt; ansonsten vertritt die/der 1. Vorsit-

zende den Verein allein. 

 

 

§ 8 

Zuständigkeit des Vorstands 

 

(1)  Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit 

sie nicht durch die Satzung einem anderen Organ des Vereins übertra-

gen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 a)  Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie 

Aufstellung der Tagesordnung; 

 b)  Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung; 

 c)  Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des 

Jahresberichts; 

 d)  Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern. 

(2)  In allen Angelegenheiten von besonderer Bedeutung soll der Vorstand 

eine Beschlussfassung der Mitgliederversammlung herbeiführen. 
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§ 9  

Wahl und Amtsdauer des Vorstands 

 

(1)  Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 

Jahren, gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur 

Neuwahl des Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu 

wählen. Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Vereins ge-

wählt werden. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet 

auch das Amt eines Vorstandsmitglieds. 

(2)  Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand 

für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wäh-

len. 

 

§ 10  

Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 

 

(1)  Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung vom Stellvertretenden Vorsitzenden, einberufen werden; 

die Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Eine Einberu-

fungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. 

(2)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder 

anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen; bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des Stellvertre-

tenden Vorsitzenden. 

(3)  Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle 

Vorstandsmitglieder dem Gegenstand der Beschlussfassung zustimmen. 

 

§ 11 

Mitgliederversammlung 

 

(1)  In der Mitgliederversammlung hat jedes volljährige Mitglied eine Stimme. 

 Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich be-

vollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederver-

sammlung gesondert zu erteilen; ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als 

drei fremde Stimmen vertreten. 

 

(2)  Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

 a)  Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für 

das nächste Geschäftsjahr; Entgegennahme des Jahresberichts 

des Vorstands; Entlastung des Vorstands; 

 b)  Festsetzung der Mitgliedsbeiträge; 

 c)  Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands  

 d)  Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflö-

sung des Vereins; 

 e)  Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschlie-

ßungsbeschluss des Verwaltungsrats; 

 f)  Ernennung von Ehrenmitgliedern. 
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(3) Die Mitgliederversammlung ist einzuberufen 

a) wenn das Interesse des Vereins es erfordert 

b) wenn ein Zehntel der stimmberechtigten Mitglieder die Berufung 

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt. 

 

 

§ 12 

Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer 

Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einbe-

rufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungs-

schreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als 

zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich 

bekanntgegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der 

Vorstand fest.  

Einladungen zur Mitgliederversammlung können auch per Email, Telefax 

oder durch Veröffentlichung auf der Internetseite des Vereins oder Aus-

hang in den Veranstaltungsräumen erfolgen, wenn ein Mitglied sich bei 

Aufnahme in den Verein oder später damit schriftlich einverstanden er-

klärt.  

 

(2)  Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederver-

sammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung 

beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederver-

sammlung die Ergänzung bekanntzugeben. 

 Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederver-

sammlungen gestellt werden, beschließt die Versammlung. 

 

 

§ 13 

Außerordentliche Mitgliederversammlung 

 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, 

wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Zehntel der Mitglie-

der dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

 

§ 14 

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

(1)  Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhin-

derung vom Stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Ist kein Vorstands-

mitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. 

Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgan-

ges und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlleiter übertragen 

werden. 

(2)  Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstim-

mung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschie-
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nenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

(3)  Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschie-

nenen Mitglieder beschlussfähig. 

(4)  Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfa-

cher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen 

gelten als ungültige Stimmen. Die Mitgliederversammlung kann auch 

über Änderungen der Satzung und/oder des Vereinszweckes beschlie-

ßen, wenn in der Einladung zu der Versammlung auf diesen Tagesord-

nungspunkt ausdrücklich hingewiesen wurde bzw. der Punkt in der Ta-

gesordnung aufgeführt wurde. Zur Änderung der Satzung und/oder des 

Vereinszweckes ist jedoch eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebe-

nen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von neun 

Zehnteln erforderlich.  

(5)  Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gülti-

gen Stimmen erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgege-

benen gültigen Stimmen erhalten, so findet zwischen den beiden Kandi-

daten, die die meisten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. 

Gewählt ist dann derjenige, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei 

gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem Versammlungsleiter zu 

ziehende Los. 

(6) Blockwahlen sind zulässig, wenn ein entsprechender Antrag in der Mit-

gliederversammlung gestellt und ohne Gegenstimmen angenommen 

wird. 

(6)  Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzuneh-

men, das von einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist. 

 

§ 15 

 Satzungsänderungen 

 

Eine Änderung dieser Satzung kann nur durch die Mitgliederversammlung be-

schlossen werden. Bei der Einladung zur Mitgliederversammlung ist die Angabe 

des zu ändernden Paragraphen der Satzung in der Tagesordnung bekanntzu-

geben.  

Ein Beschluss, der eine Abänderung der Satzung enthält, bedarf einer Mehrheit 

von ¾ der abgegebenen Stimmen.  

Eine Änderung des Zweckes des Vereins ist zulässig, wenn hierauf in der Ein-

ladung zur Versammlung ausdrücklich hingewiesen wird.  

Ein Beschluss, der eine Änderung des Zweckes des Vereins enthält, bedarf 

nicht der Zustimmung aller Vereinsmitglieder, sondern nur einer Mehrheit von ¾ 

der abgegebenen Stimmen der in der Versammlung anwesenden Mitglieder.  

 

 

Redaktionelle Änderungen und Änderungen der Satzung, welche durch Vorga-

ben von Gerichten, Behörden oder Verbänden erforderlich werden, kann der 

Vorstand vornehmen. Diese Änderungen sind der Mitgliederversammlung zur 

Kenntnis zu geben. 
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§ 16  

Haftung 

 

(1) Der Verein, seine Organe und Beauftragten haften seinen Mitgliedern für 

Schäden aller Art in ihrem Wirkungsbereich – auch im Falle grober Fahr-

lässigkeit - nur, wenn und soweit die Haftung jeweils durch eine Haft-

pflichtversicherung gedeckt ist. Weitergehende Ansprüche sind ausge-

schlossen. Dies gilt auch für Fälle der außervertraglichen Haftung. 

(2)  Der Verein haftet nicht für privates Eigentum, das in den von ihm benutz-

ten Anlagen abhandenkommt oder beschädigt wird. 

 

 

§ 17  

Regelungen zum Datenschutz 

 

(1)  Unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben und Bestimmungen der EU-

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdaten-

schutzgesetzes (BDSG) werden zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben 

des Vereins personenbezogene Daten über persönliche und sachliche 

Verhältnisse der Mitglieder des Vereins erhoben und in dem vereinseige-

nen EDV-System gespeichert, genutzt und verarbeitet.  

(2)  Mit dem Betritt eines Mitgliedes nimmt der Verein alle für die Mitglied-

schaft im Verein relevanten Daten (Name, Anschrift, Geburtsdatum, 

Bankverbindung) auf. Diese Informationen werden in dem vereinseige-

nen EDV-System gespeichert. Jedem Vereinsmitglied wird eine Mit-

gliedsnummer oder Mandatsreferenznummer zugeordnet. Die personen-

bezogenen Daten werden dabei durch geeignete technische und organi-

satorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter geschützt.  

(3)  Sonstige Informationen zu den Mitgliedern und Informationen über 

Nichtmitglieder werden grundsätzlich nur verarbeitet oder genutzt, wenn 

sie zur Förderung des Vereinszwecks nützlich sind (wie etwa Telefon, 

Fax und E-Mail) und keine Anhaltspunkte bestehen, dass die betroffene 

Person ein schutzwürdiges Interesse hat, das der Verarbeitung oder Nut-

zung entgegensteht. Absatz (2) Satz 4 gilt entsprechend. 

(4)  Jedes Mitglied hat das Recht darauf,  

a)  Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten zu er-

halten,  

b)  dass die zu seiner Person gespeicherten Daten berichtigt wer-

den, wenn sie unrichtig sind,  

c)  dass die zu seiner Person gespeicherten Daten gesperrt werden, 

wenn sich bei behaupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch 

deren Unrichtigkeit feststellen lässt,  

d)  dass die zu seiner Person gespeicherten Daten gelöscht werden, 

wenn die Speicherung unzulässig war oder die Zwecke für die sie 

erhoben und gespeichert wurden nicht mehr notwendig sind,  

e)  der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten zu wider-

sprechen,  

f)  seine Daten in einem strukturierten, gängigem und maschinen-

lesbarem Format zu erhalten.  
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(5)  Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein 

Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen 

als den zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbei-

ten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nut-

zen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genann-

ten Personen aus dem Verein hinaus. 

(6) Der Verein kann eine Datenschutzordnung, in der weitere Einzelheiten 

der Datenerhebung und der Datenverwendung sowie technische und or-

ganisatorische Maßnahmen zum Schutz der Daten aufgeführt sind. Die 

Datenschutzordnung wird auf Vorschlag des Vorstands durch die Mitglie-

derversammlung beschlossen 

 

§ 18  

Vereinsauflösung 

 

(1) Die Auflösung des Vereins erfolgt durch Beschluss der Mitgliederver-

sammlung, die zu diesem Zweck besonders einzuberufen ist.  

(2) Die Auflösung des Vereins erfolgt, wenn ¾ der anwesenden Mitglieder 

für eine Auflösung stimmen.  

(3) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die/der 

Vorsitzende und die/der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertre-

tungsberechtigte Liquidatoren. 

(4) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder Wegfall steuerbegüns-

tigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Ibbenbüren, 

die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder 

kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 19 

 

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung oder eine künftig in ihr aufgenommene 

Bestimmung ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder die 

Wirksamkeit oder Durchführbarkeit später verlieren oder sollte sich in Satzung 

eine Lücke herausstellen, soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmun-

gen nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren 

Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke gilt eine angemessene Regelung, 

die, soweit rechtlich zulässig, dem am nächsten kommt, was nach dem Sinn 

und Zweck dieser Satzung geregelt worden wäre, falls man den Punkt bedacht 

hätte. 

§ 20 

 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt im Innerverhältnis mit der Beschlussfassung, im Außenver-

hältnis mit dem Tag der Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. Die bisherige 

Satzung tritt zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 

 

 

 

 


